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REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR ARBEIT UN� SOZlALES 

. ./ 
, 

Zl. 42.005/13-6/92 

Entwur f eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Behinderten­
einstellungsgesetz geändert 
wird; 

Begutachtungsver fahren 

j50/NE 

1010Wien, den 2. oktober 1992 
Stubenring 1 

Telefon (0222) 711 00 

Telex 111145 oder 111780 

Telefax 7137995 oder 7139311 

DVR: 0017001 

P.S.K.Kto.Nr. 05070.004 

mk•un1fiansjörg Ho fer 
6193 

Klappe Durchwahl 

I r---------------,----'------� 

/ 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1010 W i e  n 

Mit Beziehung au f das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 

13. Mai 1976, GZ 600614/3-VI/2/76, werden anbei 25 Aus fertigun­

gen des gleichzeitig den zur Begutachtung beru fenen Stellen 

zugeleiteten Entwur fes eines Bundesgesetzes, mit dem das Behin­

derteneinstellungsgesetz geändert wird, samt Erläuterungen 

übermi ttel t. Die be faßten stellen wurden ersucht, ihre Stel­

lungnahme bis längstens 31. Oktober 1992 bekanntzugeben. 
11 . • I I. i 1.1 dRl" ..... 

Beilagen: 

25 Aus fertigungen des Gesetzes­
entwur fes und der Erläuterungen 

Der Bundesminister: 

H e s o u  n 
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Bundesgesetz, mit dem das Behinderteneinstellungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 313/1992, wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

" österreichischen Staatsbürgern sind weiters Staatsbürger von 

Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

mit einern Grad der Behinderung von -mindestens 50 vH gleichgestellt." 

2. § 10a Abs. 2 lautet: 

,, (2) Die im Abs. 1 lit. a, d und h aufgezählten Hilfen können 

auch Behinderten, die österreichische Staatsbürger, Staotsbürger von 

Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

oder F 1 üchtl inge (§ 2 Abs. 1) sind, gewährt werden, deren Grad der 

Behinderung weniger als 50 vH, jedoch mindestens 30 vH beträgt, wenn 

diese ohne solche Hi 1 f smaßnahmen einen Arbei tspl at z nicht er langen 

oder beibehalten können." 

3. § 10a Abs. 3 lautet: 

" (3) Behinderten, die österreichische Staatsbürger, Staats­

bürger von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind, die das 15. 

Lebensjahr überschritten haben, deren Grad der Behinderung 

mindestens 50 vH beträgt und die nicht dem im § 2 Abs. 3 angeführten 

Personenkreis angehören, können Hilfen nach Abs. 1 lit. a dann 

gewährt werden, wenn ohne diese Hi I f smaßnahmen die Aufnahme oder 

Fortsetzung einer Schul- oder Berufsausbildung gefährdet wäre." 
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4. § 10a Abs 3a lautet: 

, , (3a) Behinderten, die nicht österreichische staatsbürger, 

Staatsbürger von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder F 1 üchtl inge ( §  2 Abs. 1) sind, können die 1m 

Abs. 1 lit. a, d und h aufgezählten Hilfen gewährt werden, w�nn der 

Grad ihrer Behinderung mindestens 50 vH beträgt, sie ihren dauernden 

Aufenthal t im Bundesgebiet haben und sie ohne diese Hilfsmaßnahmen 

einen Arbeitsplatz nicht erlangen oder beibehalten können." 

5. § 22a Abs. 4 lautet: 

,,(4) Wählbar sind alle begünstigten Behinderten des Betriebes, 

die am Tag der Wahl seit mindestens sechs l'-1onaten im Betrieb be­

schäftigt sind, das 19. Lebensjahr vollendet haben und abgesehen vom 

Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft die Voraus­

setzungen für das Wahlrecht zum Nationalrat erfüllen." 

Artikel 11 

Dieses Bundesgesetz tritt zugleich mit dem Abkommen über den 

Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft. 
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VORBLATT 

1. Problem 

a) Teilnahme österreichs am Europäischen Wirtschaftsraum 

b) Diskriminierungsverbot aus Gründen der staatsangehörigkeit 
durch Art. 4 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

c) Begünstigte Behinderte können nur österreichische Staatsbürger 
und Flüchtlinge sein 

2. Ziel 

Anpassung des Behinderteneinstellungsgesetzes an das Recht des 
Europäischen Wirtschaftsraumes 

3. Lösung 

Gleichstellung der Staatsbürger von Vertragsparteien des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum mit österreichischen staats­
bürgern 

4. Alternativen 

Keine 

5. Kosten 

Keine 
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ERLÄUTERUNGEN 

Allgemeiner Teil 

Nach dem Behinderteneinstellungsgesetz können ausschließlich 

österreichische Staatsbürger und Flüchtlinge, denen Asyl gewährt 

wurde, dem Kreis der begünstigten Behinderten angehören. Ledig­

lich 1n einem kleinen Teilbereich der Gewährung von Förde­

rungen aus dem Ausg 1 eichstaxfonds im Zusammenhang mit der Er­

langung oder Aufrechterhaltung eines Arbeitsplatzes können 

derzeit Leistungen nach dem Behinderteneinstellungs gesetz auch 

für behinderte Ausländer erbracht werden. 

Diese Rechtslage steht im Widerspruch zu Art. 4 des Abkommens 

über den Europäis chen wirtschaftsraum (EWR) , der ein Dis krimi­

nierungsverbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit vors ieht. 

Wegen der Teilnahme österreichs am Europäischen Wirtschafts raum 

ist daher eine Anpas s ung des Behinderteneinstellungsgesetzes an 

das Recht des Europäischen Wirts chaftsraumes erforderlich. Dies 

soll dadurch geschehen, daß Staatsangehörige sämtlicher EWR­

Mitgliedsstaaten in gleicher Weise wie österreichische staats ­

bürger (und F I üchtl inge, denen As y 1 gewährt wurde) , dem Kreis 

der begünstigten Behinderten zugehören können. Wie bei ös ter­

reichern ist es Voraussetzung für die Zugehörigkeit zum 

Personenkreis der begünstigten Behinderten, daß ein Grad der 

Behinderung von mindestens 50 vH vorliegt und kein Aus ­

schließungsgrund gegeben ist. 

Darüberhinaus sollen Staatsangehörige der EWR-Mitgliedsstaaten 

unter den selben Voraussetzungen wie österreichische staats ­

bürger (und F 1 üchtl inge) auch dann Förderungen aus dem Aus ­

gleichstaxfonds erhalten können, wenn sie - wegen eines Grades 

der Behinderung von weniger als 50 vH oder wegen einer bestehen­

den Schul- oder Berufsausbildung nicht dem Kreis der be-
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günstigten Behinderten angehören. überdies soll vorge$ehen 

werden, daß sämtliche begünstigten Behinderten (auch solche aus 

EWR-Mitgliedsstaaten) zu Behindertenvertrauenspersonen gewählt 

werden können. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 ($ 2 Abs. 1) : 

staatsbürger von Vertragsparteien des Abkommens über den Euro­

päischen Wirtschaftsraum , die einen Grad der Behinderung von 

mindestens 50 vH aufweisen, sollen österreichischen staats­

bürgern und Flüchtlingen in jeder Hinsicht gleichgestellt 

werden. Behinderte Staatsangehörige von EWR-Mitgliedsstaaten 

sollen damit in den Genuß sämtlicher Begünstigungen des Behin­

derteneinstellungsgesetzes (insbesondere den erhöhten Kündi­

gungsschutz, Förderungen für den Behinderten selbst und seinen 

Dienstgeber, Anrechnung auf die Pflichtzahl bei der überprüfung 

der Beschäftigungspflicht) kommen. 

Zu Art. I Z 2 ($ 10 a Abs. 2) : 

Leichtbehinderte staatsangehörige von EWR-Mi tgl iedsstaaten mit 

einern Grad der Behinderung von mindestens 30 vH, jedoch weniger 

als 50 vH sollen - wie österreicher und Flüchtlinge - Färde­

rungen aus dem Ausgleichstaxfonds erhalten können, wenn sie ohne 

die Hilfsmaßnahmen einen Arbeitsplatz nicht erlangen oder beibe­

halten könnten. 

Zu Art. I Z 3 ($ 10a Abs. 3) : 

Behinderten Staatsbürgern von EWR-Mitgliedsstaaten, die sich 

nach dem 15. Lebensjahr in Schul- oder Berufsausbildung befinden 

und deswegen nicht dem Kreis der begünstigten Behinderten ange-
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hören, sollen gleich österreichern und Flüchtlingen Förderungen 

aus dem Ausgleichstaxfonds zur Unterstützung der Aufnahme oder 

Fortsetzung der Ausbildung gewährt werden kön nen. 

Zu Art. I Z 4 (§ lOa Abs. 3a) : 

Diese Anderung ergibt sich aus der Gleichstellung der Staats­

bürger von EWR-Mitgliedsstaaten. Arbeitsplatzbezogene Förde­

rungen sollen weiterhin den behin derten Ausländern zugute kom­

men, die nicht Angehörige von EWR-Mitgliedsstaaten sind. 

Zu Art. I Z 5 (§ 22a Abs. 4): 

Es soll klargestellt werden , daß sämtliche dem Kreis der begün ­

stigten Behin derten zugehören den behin derten Menschen das aktive 

un d passive Wahl recht für die Wahl der Behinderten vertrauen s­

person in n ehaben. Wähl bar sollen all e begünstigten Behin derten 

sein, die seit min desten s sechs Mon aten im Betrieb beschäftigt 

sind. Abgesehen von der österreichischen Staatsbürgerschaft 

sollen die Behin derten , die zu Behindertenvertrauensperson en 

gewählt werden kön n en ,  die Voraussetzun gen für das Wahlrecht zum 

Nation alrat erfüllen . 
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T E X  T G E G E N  ÜB E R S T E L  L U N G 
BEHINDERTENEINSTELLUNGSGESETZ 

Geltende Fassung 

§ 2 Abs. 1: 

( 1) Begünstigte Behinderte 
im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind österreichische Staats­
bürger mit einem Grad der Behin­
derung von mindestens 50 vH. 
österreichischen Staatsbürgern 
sind Flüchtlinge mit einem Grad 
der Behinderung von mindestens 
50 vH, denen Asyl gewährt worden 
ist, gleichgestellt, solange sie 
zum dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet berechtigt sind. 

§ 10a Abs. 2: 

(2) Die im Abs. 1 lit. a, d 
und h aufgezählten Hilfen können 
auch Behinderten, die öster­
reichische Staatsbürger oder 
Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind, 
gewährt werden, deren Grad der 
Behinderung weniger al s 50 vH, 
jedoch mindestens 30 vH beträgt, 
wenn diese ohne solche Hilfs­
maßnahmen einen Arbeitsplatz 
nicht erlangen oder beibehalten 
können. 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 2 Abs. 1: 

( 1 ) Begünstigte Behinderte 
im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind österreichische Staats­
bürger mit einem Grad der Behin­
derung von mindestens 50 vH. 
österreich i sehen Staatsbürgern 
sind Flüchtlinge mit einem Grad 
der Behinderung von mindestens 
50 vH, denen Asyl gewährt worden 
ist, gleichgestellt, solange sie 
zum dauernden Aufenthalt 1m 

Bundesgebiet berechtigt sind. 
österreichischen Staatsbürgern 
sind weiters Staatsbürger von 
Vertragsparteien dps Abkommens 
über den Europäischen Wirt­
scha ftsraum mit einem Grad der 
Behinderung von mindestens 50 vH 
gleichgestellt. 

§ lOa Abs. 2: 

(2) Die im Abs. 1 lit. a, d 
und h aufgezählten Hilfen können 
auch Behinderten, die österrei­
chische Staatsbürger, Staats­
bürger von Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder Flücht­
linge (§ 2 Abs. 1) sind, gewährt 
werden, deren Grad der Behinde­
rung weniger al s 50 vH, jedoch 
mindestens 30 vH beträgt, wenn 
diese ohne solche Hilfsmaß­
nahmen einen Arbeitsplatz nicht 
erlangen oder beibehalten kön­
nen. 
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§ 10a Abs. 3: 

(3) Behinderten, die öster­
reichische Staatsbürger oder 
Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind, 
die das 15. Lebensjahr über­
schritten haben, deren Grad der 
Behinderung mindestens 50 vH 
beträgt und die nicht dem im § 2 
Abs. 3 angeführten Personenkreis 
angehören, können Hilfen nach 
Abs. 1 lit. a dann gewährt 
werden, wenn ohne diese Hi 1 f s­
maßnahmen die Aufnahme oder 
Fortsetzung einer Schul- oder 
Berufsausbildung gefährdet wäre. 

§ 10a Abs. 3a: 

(3a) Behinderten, die nicht 

- 2 -

österreichische Staatsburger-
oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) 
sind, können die im Abs. 1 lit. 
a, d und h aufgezählten Hilfen 
gewährt werden, wenn der Grad 
ihrer Behinderung mindestens 50 
vH beträgt, sie ihren dauernden 
Aufenthalt im Bundesgebiet 
haben und sie ohne diese Hilfs­
maßnahmen einen Arbeitsplatz 
nicht er langen oder beibehal ten 
können. 

§ 22a Abs. 4: 

( 4) Wählbar sind alle be­
günstigten Behinderten des Be­
triebes, die am Tag der Wahl 
seit mindestens sechs Monaten im 
Betrieb beschäftigt sind und die 
Voraussetzungen für das Wahl­
recht zum Nationalrat erfüllen. 

§ 10a Abs. 3: 

(3) Behinderten, die öster­
reichische Staatsbürger, staats­
bürger von Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder Flücht­
linge (§ 2 Abs. 1) sind, die das 
15. Lebensjahr über$chritten 
haben, deren Grad der . Behinde­
rung mindestens 50 vH. beträgt 
und die nicht dem im § 2 Abs. 3 
angeführten Personenkrais ange­
hören, können Hi 1 fen nach 
Abs. 1 lit. a dann gewährt wer­
den, wenn ohne diese Hi 1 f smaß­
nahmen die Aufnahme oder Fort­
setzung einer Schul- oder Be­
rufsausbildung gefährdet wäre. 

§ 10a Abs. 3a: 

(3a) Behinderten, die nicht 
österreichische Staatsbürger, 
Staatsbürger von Vertragspar­
teien des Abkommens über den 
Europäischen wirtschaftsraum 
oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) 

sind, können die im Ab$. 1 lit. 
a, d und h aufgezählten Hilfen 
gewährt werden, wenn der Grad 
ihrer Behinderung mindestens 50 
vH beträgt, sie ihren dauernden 
Aufenthalt im Bundesgebiet 
haben und sie ohne diese Hllfs­
maßnahmen einen Arbeitsplatz 
nicht er langen oder beibeha 1 ten 
können. 

§ 22a Abs. 4: 

( 4) Wählbar sind ,'alle be­
günstigten Behinderten: des Be­
triebes, die am Tag der Wahl 
seit mindestens sechs MPnaten im 
Betrieb beschäftigt sind, das 
19. Lebensjahr vollendet haben 
und abgesehen vom Erfordernis 
der österreichischen Staatsbür­
gerschaft die Voraussetzungen 
für das Wahlrecht zum National­
rat erfüllen. 
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